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Das Bundesministerium der Justiz (BMJ) hat am 11.6.2024 den RefE eines Gesetzes zur Entwicklung und Erprobung eines Online-

Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit veröffentlicht (vgl. BMJ, PM Nr. 50/2024 vom gleichen Tag). Damit soll vom Bund zum ers-

ten Mal ein Reallabor für die Justiz geschaffen werden. Rechtsuchenden Bürgern solle es dadurch ermöglicht werden, Zahlungs-

ansprüche mit geringerem Streitwert in einem einfachen, nutzerfreundlichen und digital geführten Gerichtsverfahren geltend

zumachen. Gleichzeitig könne durch die strukturierte Erfassung des Prozessstoffs und den Einsatz digitaler Unterstützungswerk-

zeuge auch die Arbeit an den Gerichten noch effizienter gestaltet werden. Mit dem vom Entwurf genutzten Instrument des

sogenannten Reallabors werden Testräume geschaffen, um innovative Technologien zeitlich befristet und unter realen Bedin-

gungen zu erproben. Ziel sei es, Erkenntnisse für eine dauerhafte Regulierung zu gewinnen. Für das Reallabor zur Erprobung

und Evaluierung des Online-Verfahrens werde die ZPO um ein weiteres Buch ergänzt. Mit dem dann 12. Buch der ZPO werde das

Prozessrecht generell für eine Erprobungsgesetzgebung geöffnet und könne durch weitere Experimentierklauseln und Reallabo-

re ergänzt werden. Der Entwurf sieht u.a. folgende Rahmenbedingungen vor: (1) Eröffnung des Online-Verfahrens durch eine

Klageerhebung mittels digitaler Eingabesysteme, (2) bürgerliche Rechtsstreitigkeiten vor den Amtsgerichten, die auf Zahlung

einer Geldsumme (nach der aktuellen Streitwertgrenze bis 5 000 Euro, vgl. hierzu die Meldung auf S. 1410) gerichtet sind, sollen

erfasst werden, (3) Öffnungsklauseln im Verfahrensrecht der ZPO zur verstärkten Nutzung digitaler Kommunikationstechnik,

(4) digitale Unterstützung: In sog. Massenverfahren sollen Eingabesysteme und technische Standards die Justiz dabei unterstüt-

zen, Dokumente und Akten zu strukturieren und ressourcenschonend zu bearbeiten, (5) Erleichterung der Urteilsverkündung

und Publikation veröffentlichungswürdiger Gerichtsentscheidungen, (6) bundeseinheitliche Erprobung einer Kommunikations-

plattform, (7) das Online-Verfahren soll barrierefrei, nutzerfreundlich und bundeseinheitlich über ein Bund-Länder-Justizportal

für Onlinedienstleistungen zugänglich sein. Der RefE ist auf der Webseite des BMJ abrufbar. Die interessierten Kreise haben Gele-

genheit, bis zum 12.7.2024 Stellung zu nehmen.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Auslegung des Art. 23 Abs. 4 der RL

(EU) 2019/1023 (Ausschluss einer anderen

als der in dieser Bestimmung aufgeführten

Schuldenkategorien von Entschuldung)

1. Art. 23 Abs. 4 der Richtlinie (EU) 2019/1023

des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 20. Juni 2019 über präventive Restrukturie-

rungsrahmen, über Entschuldung und über Tä-

tigkeitsverbote sowie über Maßnahmen zur Stei-

gerung der Effizienz von Restrukturierungs-, In-

solvenz- und Entschuldungsverfahren und zur

Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richt-

linie über Restrukturierung und Insolvenz) ist da-

hin auszulegen, dass der Ausschluss einer ande-

ren als der in dieser Bestimmung aufgeführten

Schuldenkategorien von der Entschuldung nur

möglich ist, sofern er nach nationalem Recht

ausreichend gerechtfertigt ist.

2. Art. 23 Abs. 4 der Richtlinie 2019/1023 ist da-

hin auszulegen, dass die Mitgliedstaaten die

Möglichkeit haben, bestimmte Schuldenkatego-

rien wie Steuer- und Sozialversicherungsforde-

rungen von der Entschuldung auszuschließen

und ihnen damit einen privilegierten Status zu-

zuerkennen, sofern ein solcher Ausschluss nach

nationalem Recht ausreichend gerechtfertigt ist.

EuGH, Urteil vom 8.5.2024 – C-20/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1409-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Verwarnung aus Kennzeichenrecht III

a) Die Grundsätze, nach denen die unberechtigte

Verwarnung aus einem Kennzeichenrecht unter

dem Gesichtspunkt eines rechtswidrigen und

schuldhaften Eingriffs in das Recht am eingerich-

teten und ausgeübten Gewerbebetrieb zum

Schadensersatz verpflichten kann, gelten nicht

nur für Verwarnungen, die der Inhaber einer für

Waren geschützten Marke gegenüber dem Her-

steller von Waren oder seinen Abnehmern mit

der Behauptung ausspricht, deren Benutzung ei-

nes Zeichens in Bezug auf die von ihnen herge-

stellten oder vertriebenen Waren verletzten sein

Markenrecht, sondern auch für Verwarnungen,

die der Inhaber einer für Dienstleistungen ge-

schützten Marke gegenüber dem Anbieter von

Dienstleistungenmit der Behauptung ausspricht,

dessen Benutzung eines Zeichens in Bezug auf

die von ihm angebotene oder erbrachte Dienst-

leistung verletze sein Markenrecht. Sie gelten

grundsätzlich auch für Verwarnungen, die der In-

haber einer solchen Marke gegenüber denjeni-

gen ausspricht, die diese Dienstleistungen als

Kunden in Anspruch nehmen.

b) Für die Annahme eines ernsthaften und end-

gültigen Verlangens, eine als Schutzrechtsverlet-

zung beanstandete Handlung künftig nicht

mehr vorzunehmen, ist es nicht stets erforder-

lich, dass der Schutzrechtsinhaber unter Fristset-

zung die Abgabe einer Unterlassungserklärung

verlangt. Es ist vielmehr aufgrund einer Betrach-

tung aller Umstände des Einzelfalls zu prüfen,

ob es sich bei der jeweils in Rede stehenden Gel-

tendmachung des Schutzrechts durch den

Schutzrechtsinhaber um ein ernsthaftes und

endgültiges Verlangen handelt.

c) Für Ansprüche aus § 823 Abs. 1 BGB wegen

einer unberechtigten Schutzrechtsverwarnung

gilt die kurze Verjährungsfrist des § 11 UWG und

nicht die regelmäßige Verjährungsfrist des § 195

BGB, wenn das Verhalten des Verwarnenden zu-

gleich einen wettbewerbsrechtlichen Anspruch

wegen unlauterer gezielter Mitbewerberbehin-

derung begründet.

BGH, Urteil vom 29.5.2024 – I ZR 145/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1409-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Hydra Energy

a) Die Vorschrift des § 43 Abs. 2 MessEG, die dem

Schutz des Verkehrs vor Fehlannahmen über die

relative Füllmenge einer Fertigpackung („Mogel-

packung“) dient, fällt, soweit Handlungen von

Unternehmen gegenüber Verbrauchern betrof-

fen sind, in den Anwendungsbereich des Art. 3

Abs. 1 der in diesem Verhältnis eine Vollharmoni-

sierung bewirkenden Richtlinie 2005/29/EG. Da-

mit ist, weil insoweit die in den übrigen Absätzen

des Art. 3 der Richtlinie 2005/29/EG vorgesehe-

nen Ausnahmen nicht betroffen sind, für die lau-

terkeitsrechtliche Anwendung der Vorschrift des

§ 43 Abs. 2 MessEG als Marktverhaltensregelung

im Sinne des § 3a UWG kein Raum, soweit sie Tat-

bestandsmerkmale–hier:dasMerkmalderBereit-

stellung auf demMarkt – vorsieht, die demTatbe-

stand des Art. 6 der Richtlinie 2005/29/EG bezie-

hungsweisedesdieseVorschrift umsetzenden§ 5

UWG fremd sind. Die Beurteilung der Irreführung

über die relative Füllmenge einer Fertigpackung

hat dann allein nach § 5 UWG zu erfolgen (Klar-

stellung zu BGH, Urteil vom 11. Oktober 2017 –

I ZR 78/16, GRUR 2018, 431 [juris Rn. 41] = WRP

2018,413–Tiegelgröße).
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